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Zeit für 
Wachstumspolitik

ml
Eckhardt Wohlers

Viele negative M eldungen der letzten Zeit haben in der Ö ffen tlichke it erhebliche Zweife l 

am Fortgang der konjunkturellen Erholung gew eckt; das zeigen auch die zum Teil recht 

skeptischen Kom m entare zum H erbstgu tachten der W irtschafts fo rschungsinstitu te . In der 

Tat ist in D eutschland -  w ie auch in vielen anderen europäischen Ländern -  nur zwei Jahre 

nach Ü berw indung der Rezession der K on junktu rm otor w iede r ins S totte rn geraten. In 

W estdeutschland hat sich der Anstieg von N achfrage und P roduktion in diesem  Jahr spü r­

bar verlangsam t, und in den neuen Bundesländern hat der Aufholprozeß etwas an Schw ung 

verloren.

Die nachlassende konjunkturelle  Dynam ik in Europa ist vorrang ig auf die N achw irkungen 

des kräftigen Z insanstiegs im vergangenen Jahr und das Abklingen lagerzyklischer Im pu l­

se zurückzuführen. In D eutschland w urde die Entw icklung zu Beginn dieses Jahres über­

dies durch die kräftigen S teueranhebungen und den A b lau f von Förderm aßnahm en im 

W ohnungsbau beein trächtig t. Hinzu kam en weitere Belastungen durch die unerw artet ho ­

hen Lohnabschlüsse sow ie die sprunghafte  H öherbew ertung der D -M ark; be ides ver­

schlechte rte  die Ertragserwartungen der U nternehm en spürbar. A ngesich ts d ieser F akto­

ren w ar im Frühjahr eine tem poräre Abflachung des Kon junkturanstiegs durchaus in die 

Prognosen eingestellt worden; überrascht hat ledig lich d ie Hartnäckigkeit, m it de r sie an­

hält.

Die konjunkturellen R ahm enbedingungen sind aber im m er noch relativ günstig , einige 

haben sich im Laufe des Jahres sogar verbessert. So sind die Kapita lm arktz insen in diesem  

Jahr w e ltw e it w ieder deutlich  gesunken; in der Bundesrepublik wurde, ge fördert durch eine 

günstige Preisentw icklung, der letztjährige Z insanstieg großenteils w ieder w e ttgem acht.

Die B undesbank hat die ge ldpolitischen Zügel w e iter ge lockert, so daß die kurzfristigen Z in ­

sen ebenfalls deutlich zurückgingen. Von alledem  sind spürbare Im pulse für die K on junktur 

zu erwarten. Auch von den im Jahressteuergesetz 1996 vorgesehenen Steuerentlastungen 

werden tro tz g le ichzeitiger Erhöhung von Sozialabgaben per saldo m erkliche Anregungen 

ausgehen. Die Nachw irkungen der H öherbew ertung der D -M ark werden die w irtscha ftliche  

Entw icklung zw ar noch einige Zeit belasten, doch haben sich m it dem  Abklingen der 

W ährungsunruhen und der graduellen Korrektur der A ufw ertung in den letzten M onaten die 

Aussichten für den Export w ieder etwas aufgehellt.

Vor d iesem  H intergrund ist eine Fortsetzung der konjunkturellen A ufw ärtsentw ick lung 

w ahrschein lich. M it dem  allm ählichen Nachlassen der däm pfenden Aufw ertungseffekte  

und der vollen Entfaltung der m onetären Im pulse dürfte  sich der Anstieg von N achfrage und 

Produktion im Laufe des nächsten Jahres sogar w ieder e tw as beschleunigen. Insgesam t 

w ird die konjunkturelle  Entw icklung aber auch 1996 ohne große Dynam ik bleiben. Die Ka­

pazitätsauslastung w ird erst in der zweiten Jahreshälfte etwas steigen, und die W achs­

tum srate  des realen B ru tto in landsprodukts w ird, aufs ganze Jahr gesehen, in D eutschland 

m it insgesam t rund 2 '/.’ % nur geringfügig höher sein als in d iesem  Jahr. So gesehen ver­
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dient d ie Aufw ärtsbew egung kaum  das Prädikat „A u fschw ung“ . Bei solch verhaltener Ent­

w ick lung bleiben die Beschäftigungsaussichten gedäm pft; die Zahl der E rwerbstätigen 

w ird  1996 im gesam ten Bundesgebie t nach Schätzung der Institute nur um 180000 höher 

und die der Arbeits losen ledig lich um 50 000 niedriger sein als in diesem  Jahr.

Für eine durchgre ifende Besserung am Arbe itsm arkt ist über Jahre hinweg ein deutlich 

höheres W achstum  als die fü r 1996 prognostiz ierten 2 '/ 2 % notw endig . Dazu bedarf es fre i­

lich erheb licher Anstrengungen und einer „konzertierten A k tion “ aller Politikbereiche mit 

dem  Ziel einer S tärkung der W achstum skrä fte . Erhebliches G ew icht kom m t dabei der Fi­

nanzpolitik  zu. B isher w ar sie vorrangig darauf gerichtet, das im Zuge des E in igungspro­

zesses em porgeschossene S taatsdefiz it e inzudäm m en, w obei freilich Steuererhöhungen 

im Vordergrund standen. Das Ergebnis w ar unter W achstum saspekten eher kon traproduk­

tiv, denn die Inanspruchnahm e bzw. U m verte ilung des In landsprodukts durch den Staat 

und die Abgabenbelastung stiegen kräftig, und die s tändige D iskussion über höhere S teu­

ern schürte  die Politikverdrossenheit. Im m erhin gelang es, das Defizit de r öffentlichen 

Haushalte in den letzten beiden Jahren etw as zu reduzieren. Daß der Fehlbetrag in diesem  

Jahr n icht in dem  Maße zurückgehen w ird w ie ursprünglich veranschlagt, ist in erster Linie 

auf vorübergehende Einflüsse w ie d ie sch lechtere K on junktur und Steuerausfälle aufgrund 

von Sonderfaktoren zurückzuführen; aus diesem  G runde ist a lso kein kurzfristiger finanz­

po litischer Kursw echsel no tw endig .

Um die W achstum skrä fte  auf Dauer zu stärken, m üßte indes die Zunahm e der S taa ts­

ausgaben nachhaltig gedäm pft und die Abgabenbelastung zurückgeschraubt, anderer­

seits aber auch die ö ffen tliche  Verschuldung w e iter e ingedäm m t werden. Das vom  Finanz­

m in isterium  jüngst vorgelegte Konzept einer „sym m etrischen“ F inanzpolitik wäre eine 

M öglichkeit, diesen gord ischen Knoten zu zerschlagen. Es sieht vor, d ie S taatsquote, d.h. 

den „A nte il“ der S taatsausgaben am In landsprodukt, bis zum  Ende des Jahrzehnts w ieder 

auf das Niveau zu senken, das vor der W iedervereinigung in W estdeutschland erre icht w o r­

den war; dazu müßten die S taatsausgaben jährlich um rund zwei P rozentpunkte w eniger 

steigen als das nom inale B ru tto in landsprodukt. Die sich ergebenden E insparungen sollen 

zur Hälfte zur Senkung der A bgabenquo te  verw endet werden, im übrigen für eine weitere 

R ückführung des S taatsdefiz its. Eine solche Strategie setzt s trik te  A usgabendiszip lin  vo r­

aus. Auch bliebe kaum  Raum fü r eine weitere A ufstockung der Transfers nach O stdeu tsch­

land; hier kom m t es aber ohnehin in erster Linie darauf an, die vorhandenen M ittel gezielter 

und effiz ienter einzusetzen. A lles in allem erfordert eine „sym m etrische“ F inanzpolitik er­

hebliche po litische K raftakte  und eine A bstim m ung zw ischen den einzelnen G eb ietskör­

perschaften, so daß h insich tlich  der raschen U m setzung einige Skepsis angebracht e r­

scheint.

In der P flicht ist aber auch die Lohnpolitik . M ehr Beschäftigung bed ingt eine deutliche 

Verstärkung der Investitionsdynam ik, und diese ist nur erreichbar, wenn die Unternehm en 

die A bsa tz- und Ertragsaussichten als nachhaltig gut ansehen. Lohnm äßigung w ürde über­

dies verm eiden helfen, daß A rbe it noch m ehr gegenüber Kapital ins H intertreffen gerät. Das 

je tz t von der IG M etall p ropagierte  „Bündnis für A rbe it“ , das eine N ullrunde bei den Realein­

kom m en, eine Auflockerung des Flächentarifvertrages sow ie untertarifliche E instiegslöhne 

fü r Langzeitarbeits lose offeriert, wäre unter Beschäftigungsaspekten ein großer S chritt in 

die rich tige R ichtung. A llerdings w ird  als G egenleistung gefordert, daß die U nternehm en im 

M etallbereich auf be triebsbed ing te  Kündigungen verzichten und sich zur Schaffung von 

30 00 00  neuen A rbe itsp lä tzen verpflichten. Eine so lche G arantie kann aber, w ie auch die 

G ew erkschaft weiß, von den Tarifverbänden der A rbe itgeber n icht gegeben werden; dies 

wäre allenfalls auf Betriebsebene und auch w ohl nur bei größeren Firmen m öglich. Insofern 

wäre form al eine „Vorle istung“ seitens der A rbe itnehm er notw endig . Sie würde sich aber auf 

längere S ich t m it S icherheit in Form von m ehr A rbe itsp lä tzen auszahlen. Eine m oderate, be­

schä ftigungsorien tie rte  Lohnpo litik  w ürde überdies d ie Bundesbank bei ihrer S tab ilitä tspo­

litik unterstützen und sich günstig  auf die Z insentw ick lung auswirken. A lles in allem  ergäben 

sich so Bedingungen für eine Verstärkung der W achstum sdynam ik, die neben Beschäfti- 

gungs- auch Reale inkom m ensste igerungen erlaubte.
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